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Index

10/01 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG);
10/07 Verwaltungsgerichtshof;
Norm

B-VG Art133 Abs4;
VwGG §28 Abs1 Z4;
VwGG §28 Abs1 Z5;
VwWGG §28 Abs3;
VwWGG 8§34 Abs1;
Beachte

Miterledigung (miterledigt bzw zur gemeinsamen Entscheidung verbunden):Ra 2018/20/0232 Ra 2018/20/0235 Ra
2018/20/0234 Ra 2018/20/0233
Betreff

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatsprasident Dr. Bachler sowie die Hofratin
Dr. Leonhartsberger und den Hofrat Dr. Schwarz als Richter, unter Mitwirkung des Schriftfihrers Mag. Honeder, BSc, in
den Rechtssachen der Revisionen 1. des U B (prot. zur hg. ZI. Ra 2018/20/0231), 2. der M T (prot. zur
hg. ZI. Ra 2018/20/0232), 3. des G B (prot. zur hg. ZI. Ra 2018/20/0233), 4. des L B (prot. zur hg. ZI. Ra 2018/20/0234),
5. der B B (prot. zur hg. ZI. Ra 2018/20/0235), alle in W, alle vertreten durch Dr. Peter Vcelouch, Rechtsanwalt in
1010 Wien, Parkring 2, dieser vertreten durch Dr. GUnter Harrich, Rechtsanwalt in 1050 Wien, Margaretenstral3e 91/10,
gegen die Erkenntnisse des Bundesverwaltungsgerichtes vom 13. Marz 2018, Zlen. L523 2137222- 2/6E (zu 1.),
L523 2137223-2/6E (zu 2.), L523 2137217- 2/6E (zu 3.), L523 2137220-2/6E (zu 4.) und L523 2183425- 1/4E (zu 5.),
betreffend Angelegenheiten nach dem AsylG 2005 und dem FPG (belangte Behdrde vor dem Verwaltungsgericht:
Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl), den Beschluss gefasst:

Spruch
Die Revisionen werden zurtickgewiesen.
Begriindung

1 Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zulassig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu |6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.
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2 Nach § 34 Abs. 1 VWGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegens der Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-
VG nicht zur Behandlung eignen, ohne weiteres Verfahren in nichtéffentlicher Sitzung mit Beschluss zurtickzuweisen.

3 Nach § 34 Abs. 1a VWGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung der Zulassigkeit der Revision gemald
Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch des Verwaltungsgerichtes gemal3 8 25a Abs. 1 VWGG nicht gebunden. Die
Zulassigkeit einer aul3erordentlichen Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG hat der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen
der daflr in der Revision vorgebrachten Grinde (8 28 Abs. 3 VWGG) zu Uberprufen. Diesem Erfordernis wird
insbesondere nicht schon durch nahere Ausfihrungen zur behaupteten Rechtswidrigkeit der bekampften
Entscheidungen (8 28 Abs. 1 Z 5 VwWGG) oder zu den Rechten, in denen sich die revisionswerbenden Parteien verletzt
erachten (8 28 Abs. 1 Z 4 VwGG), Genuge getan (vgl. VWGH 16.11.2016, Ra 2016/18/0216, mwN).

4 In den "gesonderten" Grinden zur Zuldssigkeit der Revision nach 8 28 Abs. 3 VwGG ist konkret darzulegen, in
welchen Punkten die angefochtene Entscheidung von welcher Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht
bzw. konkret welche Rechtsfrage der Verwaltungsgerichtshof uneinheitlich oder noch nicht beantwortet hat
(vgl. VWGH 17.2.2015, Ra 2014/01/0172, mwN).

5 Die vorliegenden Revisionen bringen lediglich vor, es liege "eine erhebliche Rechtsfrage im Sinne des Art. 133
Abs 4 B-VG und § 25 VWGG vor", ohne diese darzustellen. Mit diesen Vorbringen und den weiter in den Revisionen
enthaltenen Ausfihrungen zur behaupteten inhaltlichen Rechtswidrigkeit sowie zur Verletzung von
Verfahrensvorschriften wird dem Erfordernis des § 28 Abs. 3 VWGG, wonach eine Revision auch gesondert die Griinde
zu enthalten hat, aus denen entgegen dem Ausspruch des Verwaltungsgerichtes die Revision fur zuldssig erachtet wird,
nicht entsprochen (vgl. nochmals VwWGH 16.11.2016, Ra 2016/18/0216, mwN).

6 Die Revisionen waren daher wegen Nichtvorliegens der Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG gemal} § 34
Abs. 1 VWGG ohne weiteres Verfahren zurtckzuweisen.
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